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öffentlich
Betreff:
Bewerbung der Stadt Potsdam um das Zukunftszentrum für Deutsche Einheit und Europäische 
Transformation

Erstellungsdatum: 23.08.2022
Freigabedatum:

Einreicher: Fraktion CDU

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

07.09.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, das Bewerbungsverfahren der Stadt Potsdam als Standort 
für das Zukunftszentrum für Deutsche Einheit und Europäische Transformation einzuleiten und die 
Bewerbung bis zum 30. September 2022 beim 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) einzureichen.

gez. 
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Der Deutsche Bundestag fasste am 19. Mai 2022 den Beschluss, die Einrichtung eines 
Zukunftszentrums Deutsche Einheit und Europäische Transformation zu fördern und durchzuführen. 
Das war die Empfehlung der Kommission „30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit“. 
Die Bundesregierung beabsichtigt eine exzellente, international verknüpfte und gesellschaftsrelevante 
Einrichtung zu schaffen. Sie soll auf inter- und transdisziplinäre Weise zu Transformationsprozessen 
in Deutschland, aber auch zu Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa und dem Zusammenhalt in 
Europa forschen.
Der Standort des Zukunftszentrums wird in Ostdeutschland liegen. Der Standort soll geeignete 
Rahmenbedingungen für eine Einrichtung bieten, die an der Schnittstelle von Forschung, Kultur und 
Bürgerschaft agiert und unter einem Dach einen wissenschaftlichen Bereich, einen Kulturbereich und 
einen Dialog- und Begegnungsbereich vereint.
Das Zukunftszentrum wird eine erhebliche Investition in Immobilienentwicklung ermöglichen und 
Potsdam dauerhaft zu einem international bekannten Ort für moderne, kulturoffene und international 
ausgerichtete Wissensvermittlung werden lassen. 
Die inhaltliche Ausrichtung des Zukunftszentrums wird durch die in Potsdam beheimateten 
Wissenschaftsinstitutionen und Kulturträger getragen und beflügelt. Moderne, zukunftsgerichtete 
Wissenskommunikation in alle gesellschaftlichen Bereiche hinein und die offene, liberale Bespielung 
internationaler Ideen und Strömungen ist seit Friedrich dem Großen die DNA der Stadt. Eine 
kulturoffene, freie, liberale und vorbehaltlose Vermittlung der gesellschaftlichen Transformation 
Ostdeutschlands und Osteuropas ist nur in Potsdam glaubwürdig und authentisch dauerhaft zu 
leisten. 
Das Programm beinhaltet eine Förderung des Bundes im Bereich von 200 Millionen Euro für die 
Immobilienentwicklung (Bestandsimmobilie oder Neubau) sowie eine dauerhafte Förderung der 
Personal- und Betriebs- und Infrastrukturkosten. 
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Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung

Datum/Unterschrift 
Oberbürgermeister / Geschäftsbereichsleitende/r 50
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